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Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr.:
00/1000-4095/2022

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

 Stadtrat (Bekanntgabe) 20.01.2022 Ö

Betreff

Anfrage Stadtratsmitglieder Laier und Mack vom 13.01.2022 zum "Querdenken"-De-
monstrationsgeschehen am 29.12.2021 und 05.01.2022

Sachbearbeitende Dienststelle
FB Allgemeine Bürgerdienste

Datum
13.01.2022

Beteiligte Dienststelle/n

Oberbürgermeister, Referats- bzw. Werkleitung
rechtsk. berufsm. Stadtrat Wolfgang Kleiner

Mitteilung:

zu 1.
Am 29.12.2021 und am 05.01.2022 fanden jeweils auf dem Unteren Markt Versammlun-
gen der Initiative "Eltern-stehen-auf-Würzburg" statt. Zu beiden Versammlungen wurden 
150 Teilnehmende angezeigt. In den Auflagenbescheiden wurde nach Erörterung und La-
gebilderstellung die maximale Zahl für Teilnehmende auf jeweils 250 Personen be-
schränkt, jedoch mit der Möglichkeit, auch mehr Personen nach Rücksprache mit der Poli-
zei zuzulassen, wenn die vorhandene Fläche dies zulässt. Solche Flächen können auch 
Freihalteflächen für nicht beteiligte Fußgängerverkehre, für Polizeibedarfe etc. pp. sein. 
Nach den Erkenntnissen der Stadt haben an den Abenden auf der definierten Versamm-
lungsfläche selbst nicht mehr Personen teilgenommen, wie zuvor festgelegt. Insgesamt 
war das allgemeine Geschehen aber durch vorbeilaufende Personen, die zum Teil auch 
verweilten, sehr dynamisch, so dass auch an den Seiten und außerhalb der Versamm-
lungsflächen im engeren Sinne Menschen verweilten, die man als Teilnehmende werten 
muss. So verstanden waren es nach Polizeiangaben rund 350 Teilnehmende pro Abend, 
in kurzen Spitzenzeiten muss von einer Gesamtzahl von 400 Teilnehmenden ausgegan-
gen werden. Nachdem die zugewiesene Versammlungsfläche im hinteren Bereich nicht 
vollständig besetzt war, wurden die Versammlungsteilnehmer außerhalb der eigentlichen 
Versammlungsfläche nach Intervention der Polizei durch den Versammlungsleiter aufge-
fordert, diese Fläche noch zu nutzen, was auch so geschah.

zu 2.
Die Versammlung der Initiative "Eltern-stehen-auf-Würzburg" am 05.01.2022 auf dem Un-
teren Markt war mit bis zu 150 Teilnehmern angezeigt worden. Es lagen keine versamm-
lungsrechtlich belegbaren Prognosen von mehr Teilnehmern zum Zeitpunkt des Erlasses 
des Auflagenbescheides vor. Daher wurde die Teilnehmerzahl nochmals auf 250 be-
grenzt, siehe oben. Bei der Versammlungsanzeige selbst bestimmt der Versammlungslei-
ter aufgrund der grundgesetzlichen Versammlungsfreiheit u.a. den Zeitpunkt, das Ver-
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sammlungsthema und den Versammlungsort. Aufgrund der Erfahrung der Versammlung in 
der Vorwoche war eine Verlegung rechtlich nicht möglich.

zu 3.
Durch BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN Würzburg wurden im September 2021 die Wahl-
kampfauftritte als zwei Versammlungen mit bis zu 2.500 bzw. bis zu 3.000 Teilnehmern 
angezeigt. Dies waren die eigenen Angaben und entsprach auch den Erfahrungswerten 
aus anderen, vergleichbaren Städten zum Zeitpunkt der Anmeldung. Die Teil-
nehmerzahlen wurde später von dem Veranstalter selbst auf 1.000 Personen reduziert 
und die Versammlungen im Einverständnis mit ihm auf der Talavera durchgeführt, da der 
Untere Marktplatz für die prognostizierte Anzahl – auch nicht für 1.000 Teilnehmende – zu 
den Hygiene-Bedingungen der Corona-Pandemie nicht ausreichend in der Platzkapazität 
war. 
Ergänzend erfolgt der Hinweis, dass eine "Zulassung" von Versammlungen – wie in der 
Anfrage formuliert – formal nicht erfolgt. Versammlungen sind lediglich anzeigepflichtig, 
jedoch weder genehmigungs- noch zulassungspflichtig. 
Die Wahl des Versammlungsortes steht dem Veranstalter grundsätzlich frei. Die Stadt 
Würzburg als Versammlungsbehörde hat jederzeit eine streng neutrale, rein objektive und 
durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit immer nachprüfbare Stellung. Versammlungsan-
zeigen werden individuell und zu jeder Zeit gleichbehandelt anhand des jeweiligen Einzel-
falls geprüft und es wird ggf. ein Bescheid mit versammlungsrechtlichen Beschränkungen 
erlassen. Es wird die Versammlungs- und Meinungsfreiheit im öffentlichen Raum gewähr-
leistet. Eine inhaltliche Bewertung des Versammlungsthemas findet nicht statt, soweit nicht 
gegen Strafgesetze verstoßen wird.

zu 4.
Soweit sich bei der Prüfung vor Erlass eines Auflagenbescheides herausstellt, dass die 
Versammlungsfläche für die angezeigten Teilnehmer nicht ausreichend ist, besteht Erörte-
rungsbedarf. Dieser Erörterungsbedarf kann auch entstehen, wenn behördliche Erkennt-
nisse dazu führen, dass die angezeigten Teilnehmerzahlen nicht realistisch sind. In beiden 
Fällen werden versammlungsrechtlich vorgesehene Erörterungsgespräche geführt; hier 
werden alternative Versammlungsflächen, die vom Versammlungsanmeldenden, von der 
Polizei oder der Versammlungsbehörde vorgeschlagen werden können, besprochen und 
abgewogen. Das Festsetzen eines Versammlungsortes „gegen den Willen des Veranstal-
ters“ führt in der Regel dazu, dass dieser die Versammlungsanzeige zurückzieht oder die 
Ortswahl gerichtlich im Eilverfahren durchsetzen will; daher müssen objektive und juris-
tisch belastbare Gründe für eine solche Auflage vorhanden sein.

zu 5.
Hierzu teilt die Polizei Folgendes mit: Nachdem die Versammlung der Initiative Eltern-ste-
hen-auf Würzburg beendet war, bewegten sich die Teilnehmer vom Unteren Markt in alle 
Richtungen weg. Ein Teil dieser Personen lief auch durch die Fußgängerzone auf der 
Schönbornstraße Richtung Juliuspromenade. Wenn sich 300 bis 400 Teilnehmer von einer 
Versammlung entfernen, bilden sich hier zwangsläufig Personengruppen. Es konnte je-
doch keinesfalls festgestellt werden, dass es sich um einen Aufzug gehandelt hat, auch 
wenn einzelne Personen noch die üblichen Parolen skandierten. Teilnehmer der Ver-
sammlung der Grünen Jugend liefen an diesen Personen vorbei und bildeten unter Einbe-
ziehung eines Transparentes an der Juliuspromenade eine Blockade, um Teilnehmer der 
beendeten ESA-Versammlung aufzuhalten. Nachdem an der Blockade eine Frau zu Fall 
kam, stand zumindest der Verdacht eines Körperverletzungs- oder Nötigungsdeliktes im 
Raum. Aus diesem Grund wurde die Blockade aufgelöst und die Personalien der beteilig-
ten Personen erhoben. Dabei kam es zu keinen Zwischenfällen. Unabhängig, ob es sich 
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bei der Blockade überhaupt um eine Spontanversammlung gehandelt hat, waren die Maß-
nahmen der Polizei erforderlich, um bei einer möglichen Anzeigeerstattung der Geschä-
digten den Sachverhalt zu klären. Aus Sicht der Polizei wird hier aber nicht von einer 
Spontanversammlung ausgegangen, da aufgrund der Dynamik und Vorgehensweise nur 
die Absicht erkennbar war, die Teilnehmer der ESA am Weitergehen zu hindern.

zu 6.
Um nicht-angezeigten Demonstrationen entgegenzuwirken, wurde eine Allgemeinverfü-
gung zur Regelung solcher Versammlungen erlassen. Darin wird bestimmt, dass diese nur 
stationär, also ortsfest, mit Maske und Mindestabstand stattfinden dürfen. Dies wurde vom 
Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration mit IMS vom 
27.12.2021 als Maßnahme empfohlen und in Absprache mit der Polizei umgesetzt. Statio-
näre, nicht-angezeigte Versammlungen sind aber nicht per se und in jedem Fall unmittel-
bar aufzulösen.
Die Polizei verweist im Übrigen bei der Beantwortung dieser Frage auf die Antwort der 
Vorfrage und ergänzt, dass unabhängig von der Allgemeinverfügung und trotz ständiger 
Wiederholungen nach herrschender Rechtsprechung eine Versammlung nicht schon des-
halb aufgelöst werden kann, weil sie nicht angezeigt wurde. 

Belange der gesellschaftlichen Vielfalt (Diversity) werden 
berührt: Ja X Nein
Bei „Ja“ ergänzende Informationen, wie die Belange berücksichtigt werden/wurden:

Relevante Auswirkungen auf Klimaschutz und Klimaanpas-
sung: Ja X Nein
Bei „Ja“ ergänzende Erläuterungen:

Die Ausführungen dienen zur Kenntnis.
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